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Am 19. Dezember wurde Donald 
Trump vom Wahlmännerkolle-
gium zum 45. US-Präsidenten 

gewählt. Nach der Amtseinführung am 
20. Januar ist der Republikaner – nach 
Herbert Hoover (1929 bis 1933) und 
Dwight D. Eisenhower (1953 bis 1961) 
– dann der dritte Präsident im Weißen 
Haus mit deutschen Vorfahren. Aber 
daraus eine emotionale Special Relati-
onship abzuleiten ist illusorisch: Man 
erinnere sich der politisch-medialen Ver-
balattacken, die Trump aus Deutschland 
entgegenschallen.

Dabei wird vergessen, daß die USA 
mit 114 Milliarden Euro der wichtigste 
Absatzmarkt deutscher Exporteure sind. 
2015 gingen 9,5 Prozent der Gesamt-
ausfuhren von 1.184 Milliarden Euro in 
die umsatzstärkste Volkswirtschaft der 
Welt. Die mit großer Rücksichtnahme 
behandelte Volksrepublik China lag mit 
71,2 Milliarden Euro (5,9 Prozent) nur 
auf Exportrang fünf. Jeder vierte Arbeits-
platz in Deutschland hängt direkt oder 
indirekt vom Export ab. Daher ist es 
nicht gleichgültig, welche Wirtschafts-
politik die Trump-Regierung macht.

Unternehmenssteuern von 
35 auf 15 Prozent senken

Alles deutet darauf hin, daß sie eine 
Mischung von Ronald Reagans Refla-
tionierungspolitik – Einkommens- und 
Unternehmenssteuerkürzungen verbun-
den mit defizitfinanzierten Infrastruk-
turprogrammen – und Marine Le Pens 
Importprotektion werden wird. Der 40. 
Präsident hatte mit seiner Reaganomics 
die Inflation angeheizt und die Zinsen in 
lichte Höhen geführt, aber gleichzeitig die 
US-Wirtschaft angekurbelt. Danach kam 
der Schwarze Montag vom 19. Okto-
ber 1987. Die überhöhten Aktienkurse 
brachen ein. Erst 1989 hatte sich der 
Dow-Jones-Börsenindex wieder erholt.

Der Republikaner steigerte die US-
Staatsverschuldung auf 2,7 Billionen 
Dollar, aber mit seiner Hochrüstung 
drückte der in Deutschland anfangs 
belächelte Ex-Schauspieler das So-
wjetreich an die Wand, ohne daß ein 
Schuß abgefeuert werden mußte. Jetzt 
will Trump mit einem 1.000-Milliar-
den-Dollar-Programm die verrottende 
öffentliche Infrastruktur sanieren und 
alle Hindernisse bei der Erdölförderung 
beseitigen. Der künftige Finanzminister 
Steven Mnuchin kündigte eine Kürzung 
der Unternehmenssteuern von 35 auf 15 
Prozent, eine Einkommensteuersenkung 
und Vereinfachung des Steuerrechts an. 
So soll die bislang überreglementierte 
US-Wirtschaft statt um zwei künftig um 
drei bis vier Prozent wachsen.

Noch schwieriger dürfte der Trump-
Plan umzusetzen sein, die geschätzt zwei 
Billionen Dollar an Unternehmensge-
winnen wieder in die USA zurückzuho-
len. Dabei dürfte ein Satz von 15 Pro-
zent immer noch zu hoch sein, damit 
US-Firmen ihre im Ausland trickreich 
„geparkten“ – und dort minimal besteu-
erten – Gelder freiwillig zurückzuholen. 
Die Diskussion um den „Steuerrück-
kehrnachlaß“ dürfte heftig ausfallen.

In Trumps industrieller Revolution 
sollen gut bezahlte Industriearbeitsplätze 
zurück in die USA verlagert – oder gar 
nicht erst verlagert werden, wie etwa 
beim Klimaanlagenbauer Carrier in 
Indiana, dem Heimatstaat von Trumps 
Vize Mike Pence – und so Vollbeschäf-
tigung erreicht werden. Handelsmini-
ster soll der „König der Konkurse“, der 
Unternehmer Wilbur Ross, werden. Der 
79jährige Milliardär hat sein Vermögen 
gemacht, indem er vom Preisdruck der 
Niedriglohnländer bankrottierte Indu-
strien, wie Kohlegruben, Stahlhütten, 
Textil- und Kfz-Teilefertiger billig auf-
kaufte, sanierte und nach der Rettung 
Tausender Arbeitsplätze teuer verkaufte.

Durch hohe Importzölle und Auf-
kündigung aller Freihandelsabkommen 
(JF 49/16) sollen Fabriken zurückkeh-
ren. Letzteres entspricht auch den Ideen 

des Front National. FN-Chefin Le Pen 
träumt von den Zeiten, als Frankreich 
mit seinen Kolonien noch weitgehend 
autark war. Alle verzehrten französischen 
Käse und Wein und fuhren Citroëns, 
Peugeots oder Renaults, die hundert-
prozentig aus französischen Teilen be-
standen. Hohe Zollgrenzen, der Franc 
und der EU-Austritt sollen diese Idylle 
wiederherstellen. Der Sozialist François 
Mitterrand hatte 1981 vorgeführt, was 
passiert, wenn ein mittlerweile interna-
tional verflochtenes Land allein reflatio-
niert: Es saugte in erster Linie Importe 
an, vor allem aus Deutschland.

Droht Frontalangriff 
auf Mexiko und China?

Trump will schnell handeln, bevor 
seine Infrastrukturprogramme mittelfri-
stig Wirkung zeigen. Als Sofortmaßnah-
men sollen Freihandelsabkommen stor-
niert werden: das transpazifische TPP, 
das transatlantische TTIP und der seit 
20 Jahren bestehende Nafta-Vertrag mit 
Mexiko und Kanada. Trump wird zuerst 
Maximalforderungen stellen und dann 
erst mit Zöllen zuschlagen. Die werden 
es aber in sich haben müssen, um allein 
die Währungsdisparitäten ausgleichen zu 
können: Seit 2011 ist der US-Dollar um 
40 Prozent gestiegen, und seit Trumps 
Wahl ist der mexikanische Peso um elf 
und der chinesische Renminbi um drei 
Prozent gefallen.

Der mexikanische Mindestlohn liegt 
bei 3,30 Dollar, der in den USA bei 7,25 
Dollar. Um das auszugleichen müßte 
ein Zollsatz dreistellig sein. Mexiko und 
Kanada, die bei ihren Exporten zu 80 
bzw. 75 Prozent vom US-Markt abhän-
gen, können sich aber kaum wehren. 
Auch für Audi, BMW oder VW, die in 
Mexiko billig produzieren und teuer in 
den USA verkaufen wollen, dürfte dies 
unangenehm werden. China aber hat 
bei allen Exportbehinderungen bislang 
äußerst aggressiv reagiert. Die USA ex-
portieren Hochtechnologie-, Rüstungs- 
und Agrargüter. So kämen Boeing und 

Apple-Geräte in die Pekinger Feuerlinie, 
was der chinesischen Industriepolitik 
zupaß käme: Sie wollen solche Produkte 
künftig selbst herstellen. Und bei einem 
amerikanisch-chinesischen Handelskrieg 
würden die überschüssigen Exporte wohl 
verbilligt nach Europa fließen.

25 Millionen neu-alte Arbeitsplätze 
will Trump durch die Rückkehr der Fa-
briken schaffen. Fünf Millionen mexi-
kanische Stellen hängen vom US-Markt 
ab. 2,4 Millionen sollen chinesische 
Importe vernichtet haben. Doch noch 
mehr als das haben Automatisierung 
und Digitalisierung die Arbeiter- und 
Fachverkäuferstellen vernichtet. Mo-
derne Fabriken und Lagerhallen sind 
gespenstisch menschenleer. Jedes vierte 
US-Einkaufszentrum ist heute eine ver-
lassene „dead mall“, weil die Auswahl 
im Internet billiger und größer ist. Wie 
viele Bank- und Postfilialen, Reisebüros 
und Buchhändler gibt es noch? Einfuhr-
hürden bringen diese Arbeitsplätze nicht 
zurück, aber sie treiben die Preise von 
Importgütern in ungeahnte Höhen – 
mit schmerzlichen Folgen für die „wor-
king poor“ unter Trumps Wählern.

Für Deutschland hat Trumps künftige 
Politik zunächst indirekte Folgen: Der 
steigende Dollar könnte stark verschul-
dete Schwellenländer wie die Türkei, wo 
deutsche Exporte für 36,8 Milliarden 
Euro hingehen, oder Brasilien (18,4 Mil-
liarden) in Bedrängnis bringen. Dazu 
wird Trump – wie von Japan und Süd-
korea – von Deutschland höhere Rü-
stungsanstrengungen verlangen – und 
zwar nicht für gendergerechte Kaser-
nen, sondern für einsatzfähige Panzer 
oder Fregatten. Vor allem aber wird der 
Marktzugang zu unserem wichtigsten 
Exportmarkt schwieriger werden. Die 
politische Klasse wird dann spüren, daß 
das Steuergeld nicht aus dem Geldauto-
maten kommt, sondern von der Export-
wirtschaft erst erarbeitet werden muß.

Donald Trump (r.) und Vize Mike Pence (M.) in Carrier-Fabrik: Wie sollen gut bezahlte Industriearbeitsplätze in den USA gehalten werden?
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Das kommende Jahr gilt als ar-
beitnehmerfreundlich: Feiertage 

fallen vermehrt auf Werktage. Durch 
Brückentage sind sie zu Kurzurlau-
ben erweiterbar. Dabei besteht ein 
Gefälle zwischen dem protestanti-
schen Norden und dem katholischen 
Süden. Je nach Jahr schwankt die 
Zahl regional zwischen sieben und 
14 werktäglichen Feiertagen. Dabei 
liegt das Pro-Kopf-Einkommen der 
Bayern (43.000 Euro) weit vor den 
Schleswig-Holsteinern (30.000).

Tritt bei manchen der Feiertagsan-
laß in den Hintergrund, 
so herrscht doch Konsens 
hinsichtlich des arbeits-
freien Wohles. Wären da 
nicht die Wohlstands-
jäger, die bei Feiertagen 
um Wachstum und Steu-
erbasis fürchten. Die Ab-
schaffung des Buß- und 
Bettages 1995 zur Pflege-
finanzierung oder Überle-
gungen, den Tag der Deut-
schen Einheit immer auf 
einen Sonntag zu legen, 
entsprechen dieser Ein-
stellung. Gegenteilig ist 
die Forderung der Nach-
holung eines Feiertages (1. 
Mai) am darauffolgenden 
Montag, sollte er auf einen 
Sonntag fallen – so Praxis in Spanien, 
Großbritannien und Belgien.

Aber wirkt der Kalendereffekt tat-
sächlich auf unser Bruttoinlandspro-
dukt? Rein rechnerisch müßte das BIP 
pro Monat bei 20 Arbeitstagen und 
einem Zusatzfeiertag um fünf Prozent 
oder pro Jahr um 0,42 Prozent sin-
ken. Tatsächlich liegt der Rückgang 
nach einer Erhebung der Bundesbank 
von 2012 bei nur 1,5 beziehungswei-
se 0,13 Prozent. Allerdings bestehen 
Branchenunterschiede: Im Bauhaupt-

gewerbe geht die Monatsproduktion 
um 4,5 Prozent zurück. Anders in 
der Energieerzeugung sichtbar: Bei 
durchgängiger Produktion geht das 
BIP dort nur um 0,8 Prozent zurück. 
Niedrig ist der Ausfall mit 1,4 Pro-
zent auch im Dienstleistungsgewerbe. 
Notdienste, die Aufrechterhaltung 
der Versorgung, Bus und Bahn sowie 
der nicht unerhebliche Wirtschafts-
zweig der Freizeitindustrie erklären 
diesen Wert. Das Verarbeitende 
Gewerbe liegt mit 3,4 Prozent etwa 
in der Mitte. Bei festen Aufgaben 

(Verwaltung, Entsor-
gung, Medien) ersetzen 
Vor- und Nacharbeit den 
Ausfall, ähnlich bei Auf-
trags- und Terminarbei-
ten. Schließlich kommt es 
zur Verlagerung von Ein-
käufen im Einzelhandel, 
insbesondere Ostern und 
Weihnachten.

Fazit: In Maßen gefei-
ert, stört das den Wohl-
stand kaum. Neben dem 
Produktionsrückgang ist 
jedoch auch ein Koste-
neffekt spürbar. Der be-
zahlte Feiertag und Feier-
tagszuschläge erhöhen die 
Lohnkosten. Soweit diese 
nicht durch Produktivi-

tätssteigerungen kompensiert werden, 
steigen die Güterpreise. Daneben 
entstehen Wohlfahrtsgewinne: Die 
kollektive Unterbrechung der inten-
siv genutzten Arbeitszeit dient der 
Erholung. Feiertage ermöglichen die 
Stiftung gemeinsamer Identifikati-
on, eine zeitliche Koordination und 
damit die Pflege sozialer Netzwerke 
und der Familie.

Was kostet uns das arbeitnehmerfreundliche Jahr 2017?

Unbeschwerte Feiertagslaune

Als China vor 15 Jahren in die 
Welthandelsorganisation WTO 

aufgenommen wurde, freute sich der 
Westen über den Endsieg des Kapi-
talismus. Einmal in den Genuß des 
weltweiten Freihandels gekommen, 
würden im Reich der Mitte nur noch 
Privatkonzerne prosperieren. Späte-
stens 2016 würde China eine richtige 
Marktwirtschaft nach WTO-Recht 
werden. Angebot und Nachfrage wür-
den Preise, Löhne und Investitionen 
bestimmen. Reich gewordene Kapita-
listen würden auf Vertragstreue und 
Eigenverantwortung bestehen und 
die KP-Reformer zugleich demokra-
tische Verhältnisse durchsetzen.

Doch noch immer planen KP-
Kader die Wirtschaftsentwicklung, 
kontrollieren die staatlichen Schlüs-
selindustrien und die Großbanken. 
Die Partei muß zu Investitionen von 
Ausländern im Lande wie zu den von 
Chinesen im Ausland ihren Segen ge-
ben. Als VW in seinem wichtigsten 
Exportmarkt 2013 den Befehl erhielt, 
ein sechstes, absehbar unproduktives 
Werk in Ostturkestan (Xinjiang) zu 

errichten, so hatte es dieses zu bauen – 
Punkt. Das Attribut „Marktwirtschaft“ 
ist kein Symbolismus, sondern er ist 
für die Festsetzung von Anti-Dum-
ping-Strafzöllen entscheidend. Bislang 
reicht es für die EU und die USA, die 
Produktionskosten und Verkaufspreise 
vergleichbarer Länder heranzuziehen 
und die Margen zu berechnen, mit 
den China unter Kosten exportiert, 
um seine Mitbewerber auszuschalten.

Gerade im Stahlsektor (JF 10/16) 
ist das Problem akut. Zwar gibt es 
Anti-Dumping-Verfahren gegen Pro-
dukte aus Marktwirtschaftsländern, 
nur sind diese enorm aufwendig. Wer 
kann schon bei Hunderten von chi-
nesischen Stahlkochern die doppelte 
Buchführung vor Ort monatelang 
prüfen und das Ergebnis der Ein-
spruchsverfahren abwarten? China 
hat schon prophylaktisch Vergeltungs-
maßnahmen angedroht. Wenn die 
bei Donald Trumps Amtseinführung 
kommen sollten, dürfte es heiter wer-
den. Nur ist in Europa keiner in Sicht, 
der den hartgesottenen Kommunisten 
den Schneid abkaufen könnte.

Streit um den WTO-Marktwirtschaftsstatus von China

Drohende Vergeltung
Von Albrecht Rothacher

Reaganomics gewürzt mit Le-Pen-Zöllen
Handelspolitik: Donald Trump will die Globalisierung zurückdrehen – mit Folgen auch für Deutschland

VON 
DIRK MEYER

»In Maßen 
gefeiert, senkt 
der Kalender-
effekt unseren 
Wohlstand nur 
unwesentlich.«

US-Studie „Details and Analysis of the Donald 
Trump Tax Reform Plan“:

 taxfoundation.org/publications
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